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Gesundheitliche Einschränkungen, insbesondere psychische Erkrankungen inklusive 
Suchterkrankungen und psychische Behinderungen sind weitere Risikofaktoren für 
Wohnungslosigkeit. Auch Langzeitarbeitslosigkeit, geringe Bildungsqualifikationen 
und Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt können als solche genannt werden. 
Die Bedrohung des gesicherten Wohnens nimmt für einen größer werden Teil der 
Bevölkerung jenseits individueller Risikokonstellationen dadurch zu, dass ein großer 
Mangel an bezahlbaren Wohnraum herrscht (BAGW 2017). 

Im Bereich der Wohnungslosigkeit kann also eine Vulnerabilitätsspirale beschrieben 
werden. Die Belastungen der Wohnungslosigkeit können die psychische und körper-
liche Gesundheit schädigen, bzw. bereits bestehende Beeinträchtigungen können in 
Wohnungslosigkeit führen, wo diese dann die psychische und körperliche Gesundheit 
weiter schädigen. Wohnungslosigkeit erschwert die gesundheitliche und ökonomi-
sche Stabilisierung, weil beispielsweise eine Arbeitsaufnahme und auch die Gesund-
heitsversorgung erschwert wird. Wird nach dem Ursache-Wirkungsgefüge gefragt, so 
sind die Zusammenhänge je nach Person und Situation unterschiedlich, wobei die 
materielle Mangelsituation psychische Belastungen und Erkrankungen auslösen kann 
und eine psychische Erkrankung ihrerseits zu Wohnungslosigkeit führen kann. Der 
(drohende) Verlust der Wohnung führt zu einer Kumulation von Vulnerabilität. 

3.2 Aspekte der Vulnerabilität in administrativen Verfahren zur Bekämpfung von 
Wohnungsnot 

Nun verfügt Deutschland über ein sozialpolitisches Instrumentarium, um wohnungs-
bezogene soziale Problemlagen zu bearbeiten. Dazu gehören sowohl sozialpolitische 
Regelungen wie Wohngeld und die Übernahme der Kosten der Unterkunft in der 
Grundsicherung, niedrigschwellige Unterstützung wie Tagestreffpunkte als auch die 
Dienste der Wohnungslosenhilfe mit ihren Beratungsleistungen und den vorüberge-
henden und dauerhaften Wohnformen. Das Deutsche Institut für Menschenrechte 
(DIM) kommt bezüglich der Infrastrukturlandschaft zu folgender Einschätzung: Es 
gäbe eine Vielzahl von zuständigen Behörden und damit einhergehend unklare Zu-
ständigkeiten, viel Absprachebedarf und für Betroffene einen hochschwelligen Zu-
gang zu bedarfsgerechter Unterstützung (Engelmann u.a. 2020, 33). Das DIM ver-
weist in diesem Zusammenhang auf die Entwicklung der Fachstellen zur Verhinderung 
von Wohnungslosigkeit, die ein Zusammenwirken der Hilfesysteme erreichen sollen.  

Wohnen wird hierzulande in der Regel über den Markt organisiert. Bürger:innen, die 
über kein Wohneigentum verfügen, benötigen einen Mietvertrag, den sie über ein 
regelmäßiges Einkommen zu bedienen haben. Bei zu geringem Einkommen können 
Bürger:innen Wohngeld beantragen, um ihre Mietverträge bedienen zu können oder 
die Lasten für selbstgenutzten Wohnraum abzumildern (SGB I, §26). Beim Bezug von 
Grundsicherung werden die angemessenen Kosten der Unterkunft (KDU) (SGB II, §22) 
übernommen.  
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In seiner Publikation: Wie kommen die Armen zu ihrem Recht? weist das Deutsche 
Institut für Menschenrechte (2017) auf die Hürden für Bürger:innen hin, die auf 
Grundsicherung angewiesen sind. Die Autor:innen identifizieren Schwachstellen im 
mangelhaften Beratungsprozess im Jobcenter und in unschlüssigen Verfahren, um die 
angemessenen Kosten der Unterkunft, die übernommen werden, zu ermitteln. Die in 
diesem Zusammenhang von Jobcentern ausgesprochenen Aufforderungen zur 
Wohnkostensenkung erzeugen Druck, sich eine kostengünstigere Wohnung zu su-
chen. Leistbare und diskriminierungsfrei zugängliche Wohnungen fehlen jedoch auf 
dem Wohnungsmarkt (DIM 2020, 14), so dass dieser Aufforderung häufig nicht nach-
gekommen werden kann. Dies führt dann dazu, dass die Mietkosten über die Grund-
sicherung, die ja eigentlich das Existenzminimum bereitstellen soll, bezahlt werden 
müssen (DIM 2017, 19). 

Menschen, die ihre Wohnung verlieren und unfreiwillig obdachlos sind, müssen von 
den Kommunen untergebracht werden. Die Art dieser Unterbringung, die als Über-
gangslösung gedacht ist, stellt sich aber häufig als dauerhaft heraus, was wiederum 
menschenrechtliche Fragen aufwirft (DIM 2020). Es steht in Frage, ob der Zugang zur 
ordnungsrechtlichen Unterbringung allen Betroffenen gewährt wird. Die Ausstattung 
der Obdachlosenunterkünfte in den Kommunen ist sehr unterschiedlich, darunter gibt 
es sehr beengte Unterbringungen im Mehrbettzimmer unter schwierigen hygieni-
schen Bedingungen und mit der Gefahr der Gewalt und Belästigung für diejenigen, 
die so untergebracht wurden (vgl. DIM 2020, 40f.). Manche Bedingungen sind für 
Betroffene kaum annehmbar, wenn z.B. ihre Haustiere nicht mit untergebracht wer-
den dürfen. 

Noch-Wohnende und Nicht-Wohnende müssen also, wenn sie institutionelle Unter-
stützung in Anspruch nehmen, informiert, belastungsfähig und geduldig mit admi-
nistrativen Verfahren umgehen und sich mit deren Ergebnissen arrangieren. Sie un-
terliegen dabei der Gefahr, dass diese Verfahren ihre Selbstachtung verletzen, z.B. 
durch den negativen Nutzen der Stigmatisierung durch die Inanspruchnahme von 
Hilfe, durch die Verletzung ihrer Privatsphäre und durch das Angewiesensein auf den 
Verwaltungsapparat (Sen 2002, 167f.). 

Die Gruppe der Wohnungslosen, die tatsächlich kein Dach über dem Kopf haben sind 
in gewisser Weise an dem administrativen sozialpolitischen Instrumentarium gegen 
Wohnungsnot gescheitert, entweder, weil sie dieses komplexe Instrumentarium nicht 
beherrschen oder weil sie schlecht beraten, nicht ernst genommen, abgewiesen oder 
schlecht behandelt wurden oder weil sie mit schambehafteten Beratungsinhalten 
nicht an die Verwaltung herantreten möchten. Gerade im Bereich der Wohnungsnot-
fallhilfe kann der Gang in die Verwaltung zunächst blockiert sein und Misstrauen und 
Vertrauensverlust die Bearbeitung von Problemlagen verunmöglichen. Für die Sozial-
professionellen, die mit Wohnungsnotfällen vertraut sind, ergeben sich hierin zwei 
Aufgaben: Erstens, sich persönlich als Mitarbeiterin in sozialen Organisationen oder 
Behörden als vertrauenswürdig zu erweisen, um gegebenenfalls wieder Vertrauen in 
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Die Resilienz von Organisationen zeigt sich also in ihrer adaptiven Kapazität. Resilienz 
lässt sich in Institutionen auf verschiedenen Ebenen beschreiben, strukturelle Resilienz 
meint dabei die Ebene der Arbeitsabläufe und ihre Anpassungsfähigkeit an Erforder-
nisse. Die Möglichkeit der strukturellen Resilienz ist abhängig von der systemischen 
Resilienz, die durch administrative und politische Entscheidungen gestaltet und ver-
ändert werden (ebd., 97f.). 

5.2 Umgestaltung der Hilfeinstitutionen im Zuge der UN-Behindertenrechtskonven-
tion 

Die von Deutschland ratifizierte UN-Behindertenrechtskonvention stärkt die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung. Im Zuge der damit verbundenen 
Umgestaltung der Sozialgesetzgebung verändert sich das Verhältnis von Politik und 
Verwaltung zu den Hilfeinstitutionen. Wie wirkt nun diese veränderte politische und 
administrative Steuerung auf die Institutionen? Gesetzlich sollen die Hilfeinstitutionen 
nicht mehr pauschal finanziert werden, vielmehr sollen sie ihre Leistungen personen-
zentriert erbringen (Neuer-Miebach 2021, 123). Die Rationalitätskalküle der Institu-
tion sollen nicht im Vordergrund stehen. Es findet dadurch also eine Disziplinierung 
der Institution zur Achtung der Selbstbestimmung statt. Als problematisch erweist 
sich hier ein verkürzter, nicht prozeduraler Selbstbestimmungsbegriff, seine Imple-
mentierung in vorgeschriebene administrative Verwaltungsabläufe und eine Veren-
gung der Perspektive auf bestimmte Zielgruppen.  

Zunächst zur Entfaltung der Problemlage. In der Folge der Ratifizierung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention werden Teile der Sozialgesetzgebung umgestaltet mit 
dem Ziel die Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen zu stärken. Eine 
wesentliche Änderung betrifft die Trennung der Fachleistung der Eingliederungshilfe 
von den existenzsichernden Leistungen. Das Wunsch- und Wahlrecht der Menschen, 
die in Einrichtungen leben, soll stärker berücksichtigt werden. Die Institutionen erbrin-
gen also nicht mehr wie bisher eine Komplexleistung und werden für diese auch fi-
nanziert. Vielmehr sollen die Fachleistungen der Eingliederung gesondert nach den 
Wünschen der beeinträchtigten Menschen erfolgen. Nun stellt sich die Frage, wie die-
ses Wunsch- und Wahlrecht umgesetzt werden soll. In Bayern wurde beispielsweise 
dazu ein Erhebungsinstrument entwickelt (BIBAY), mit dem die Eigenziele der Men-
schen mit Behinderungen, die in Einrichtungen leben, erhoben werden. Diese sollen 
dann dem übergeordneten finanzierenden Träger, in Bayern dem Bezirk, vorgelegt 
werden und werden nach Prüfung von ihm genehmigt. Hier ergibt sich für die Insti-
tutionen ein Problem mit den Abrechnungsmodi. Wie wird der Prozess der Fachleis-
tungen, bei der Eigenzielentwicklung in der Finanzierung der Institution zur Geltung 
gebracht? Vielmehr spiegelt der Abrechnungsmodus, der die Fachleistungen erst nach 
dem Vorliegen der Eigenziele zu Geltung bringt, ein eingeschränktes Verständnis von 
Selbstbestimmung wider. Das Problem besteht im Verständnis und in der Bewertung 
des Prozesses der Eigenzielentwicklung. 
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stattfand. Wenn Personen aus der Wohnungslosigkeit aufgenommen werden, so 
führt er aus, sei nicht selten zunächst ein großes Bedürfnis nach Ruhe und Privatheit 
vorherrschend, auch nach grundlegender Versorgung. Dies ist auf dem Hintergrund 
der Anstrengungen, Belastungen und Gefährdungen der Wohnungslosigkeit ver-
ständlich. Wenn dann die Bewohner:innen erfahren, dass Fachkräfte bestimmte Prob-
lematiken wie Schulden schon bearbeiten, in dem eine erste Regulierung mit Gläubi-
gern in Gang gesetzt wird, so sind Voraussetzungen geschaffen, sich wieder der Ent-
wicklung von Zukunftsperspektiven zuzuwenden. Kraft und Motivation können ent-
stehen, dem nachzugehen, was Freude im Leben macht und was man erreichen 
möchte. In diesem Zuge kann auch die Kraft und die Bereitschaft steigen, die dafür 
erforderlichen Anstrengungen auf sich zu nehmen und die damit zusammenhängen-
den Probleme zu bearbeiten. Ohne diesen Vorlauf, ist die Forderung, Eigenziele ge-
genüber einer Behörde geltend machen zu müssen, um Hilfe zu bekommen, eine 
abschreckende oder gar Hilfe-verunmöglichende Hürde. Die Möglichkeit, ohne Vor-
leistung da sein zu dürfen, sich in der nötigen Ruhe sortieren zu können, um dann 
auch den Antrag an die Behörden zusammen mit den Fachkräften stellen zu können, 
ist wichtig dafür, dass Unterstützungsleistungen überhaupt in Anspruch genommen 
werden. Gerade diese Vorleistung jedoch, die die Annahme von Unterstützungsleis-
tungen überhaupt erst einleitet und ermöglicht, steht nun in Frage, da hier auch schon 
Fachleistungen eingebracht werden müssen, die aber noch nicht genehmigt sind und 
deren Finanzierung daher nicht gesichert ist.  

Damit Institutionen der Wohnungslosenhilfe das tun, wozu sie eingerichtet worden 
sind, müssen sie die Möglichkeiten haben, den Prozess der Eigenzielentwicklung aktiv 
zu begleiten. Ein prozessuales Autonomieverständnis auch von Seiten der Behörden 
und der Gesetzgebung ist dafür unabdingbar. Liegt dieses nicht vor, ist die Adapti-
onsfähigkeit der Institution auf die Erfordernisse der Zielgruppe der Nicht-Wohnenden 
in Gefahr, mithin ihre Resilienz.  

5.5 Misstrauen gegenüber Institutionen darf diese nicht handlungsunfähig machen 

Die Umsteuerung des Hilfesystems auf eine stärkere Verpflichtung der Achtung der 
Selbstbestimmung ist Ausdruck einer institutionenkritischen Stoßrichtung der UN-Be-
hindertenkonvention. Im Hintergrund sind Erfahrungen mit totalen Institutionen, in 
denen das Leben von Menschen mit Einschränkungen fremdverwaltet wurde und es 
ausschließlich den Rationalitätskalkülen der Institutionen unterlag, die pauschal von 
den Gesetzgebern finanziert wurden. Wohnformen, in denen Menschen einen Groß-
teil ihres Lebens verbringen, tun gut daran, Resilienzstrategien gegen die Versuchung 
der systematischen Unterordnung von Selbstbestimmung unter die Institution zu ent-
wickeln. Sozialpolitisch soll es deshalb also zu direkteren Beziehungen zwischen dem 
Staat und den beeinträchtigten Bürger:innen kommen, die ihre Vorstellungen direkter 
den Behörden gegenüber zur Geltung bringen können. Doch um tatsächlich die 
Selbstbestimmung zu stärken, dürfen die Voraussetzungen, dass Bürger:innen ihre 








